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ANHANG I  

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU)  

1. Unternehmen 

Als Unternehmen gilt jede Einheit, unabhängig von ihrer Rechtsform, die eine wirtschaftliche 

Tätigkeit ausübt. Dazu gehören insbesondere auch jene Einheiten, die eine handwerkliche 

Tätigkeit oder andere Tätigkeiten als Einpersonen- oder Familienbetriebe ausüben, sowie 

Personengesellschaften oder Vereinigungen, die regelmäßig einer wirtschaftlichen Tätigkeit 

nachgehen. 

 

2. Mitarbeiterzahlen und finanzielle Schwellenwerte zur Definition der 

Unternehmenskategorien 

 

2.1. Die Kategorie der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen 

(KMU) setzt sich aus Unternehmen zusammen, die weniger als 250 Personen beschäftigen 

und die entweder einen Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. EUR erzielen oder deren 

Jahresbilanzsumme sich auf höchstens 43 Mio. EUR beläuft. 

2.2. Innerhalb der Kategorie der KMU wird ein kleines Unternehmen als ein Unternehmen 

definiert, das weniger als 50 Personen beschäftigt und dessen Jahresumsatz beziehungsweise 

Jahresbilanz 10 Mio. EUR nicht übersteigt. 

2.3. Innerhalb der Kategorie der KMU wird ein Kleinstunternehmen als ein Unternehmen 

definiert, das weniger als 10 Personen beschäftigt und dessen Jahresumsatz beziehungsweise 

Jahresbilanz 2 Mio. EUR nicht überschreitet. 

 

3. Bei der Berechnung der Mitarbeiterzahlen und der finanziellen Schwellenwerte 

berücksichtigte Unternehmenstypen 

 

3.1. Ein „eigenständiges Unternehmen“ ist jedes Unternehmen, das nicht als 

Partnerunternehmen im Sinne von Nummer 3.2 oder als verbundenes Unternehmen im 

Sinne von Nummer 3.3 gilt.  

 

3.2. „Partnerunternehmen“ sind alle Unternehmen, die nicht als verbundene Unternehmen im 

Sinne von Nummer 3.3 gelten und zwischen denen folgende Beziehung besteht: Ein 

Unternehmen (das vorgeschaltete Unternehmen) hält – allein oder gemeinsam mit einem 

oder mehreren verbundenen Unternehmen im Sinne von Nummer 3.3 – 25 % oder mehr 

des Kapitals oder der Stimmrechte eines anderen Unternehmens (des nachgeschalteten 

Unternehmens).  

 
Ein Unternehmen gilt jedoch weiterhin als eigenständig, also als Unternehmen ohne 
Partnerunternehmen, auch wenn der Schwellenwert von 25 % erreicht oder überschritten 
wird, sofern es sich um folgende Kategorien von Investoren handelt und unter der 
Bedingung, dass diese Investoren nicht im Sinne des Absatzes 3 einzeln oder gemeinsam 
mit dem betreffenden Unternehmen verbunden sind:  

a) staatliche Beteiligungsgesellschaften, Risikokapitalgesellschaften, natürliche 

Personen beziehungsweise Gruppen natürlicher Personen, die regelmäßig im 
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Bereich der Risikokapitalinvestition tätig sind und die Eigenkapital in nicht 

börsennotierte Unternehmen investieren („Business Angels“), sofern der 

Gesamtbetrag der Investition dieser „Business Angels“ in ein und dasselbe 

Unternehmen 1 250 000 EUR nicht überschreitet;  

b) Universitäten oder Forschungszentren ohne Gewinnzweck;  

c) institutionelle Investoren einschließlich regionaler Entwicklungsfonds;  

d) autonome Gebietskörperschaften mit einem Jahreshaushalt von weniger als 

10 Mio. EUR und weniger als 5000 Einwohnern.  

 
3.3. „Verbundene Unternehmen“ sind Unternehmen, die zueinander in einer der folgenden 

Beziehungen stehen:  
 

a) ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder 

Gesellschafter eines anderen Unternehmens; 

b) ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, 

Leitungs- oder Aufsichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen 

oder abzuberufen; 

c) ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem anderen Unternehmen 

geschlossenen Vertrag oder aufgrund einer Klausel in dessen Satzung 

berechtigt, einen beherrschenden Einfluss auf dieses Unternehmen auszuüben; 

d) ein Unternehmen, das Aktionär oder Gesellschafter eines anderen 

Unternehmens ist, übt gemäß einer mit anderen Aktionären oder 

Gesellschaftern dieses anderen Unternehmens getroffenen Vereinbarung die 

alleinige Kontrolle über die Mehrheit der Stimmrechte von dessen Aktionären 

oder Gesellschaftern aus. 

 
Es besteht die Vermutung, dass kein beherrschender Einfluss ausgeübt wird, sofern sich 
die in Nummer 3.2 Unterabsatz 2 genannten Investoren nicht direkt oder indirekt in die 
Verwaltung des betroffenen Unternehmens einmischen – unbeschadet der Rechte, die sie 
in ihrer Eigenschaft als Aktionäre oder Gesellschafter besitzen.  
Unternehmen, die durch ein oder mehrere andere Unternehmen oder einen der in 
Nummer 3.2 genannten Investoren untereinander in einer der in Unterabsatz 1 genannten 
Beziehungen stehen, gelten ebenfalls als verbunden.  
Unternehmen, die durch eine natürliche Person oder eine gemeinsam handelnde Gruppe 
natürlicher Personen miteinander in einer dieser Beziehungen stehen, gelten 
gleichermaßen als verbundene Unternehmen, sofern diese Unternehmen ganz oder 
teilweise in demselben Markt oder in benachbarten Märkten tätig sind.  
Als „benachbarter Markt“ gilt der Markt für ein Erzeugnis oder eine Dienstleistung, der 
dem betreffenden Markt unmittelbar vor- oder nachgelagert ist.  
 

3.4. Außer in den in Nummer 3.2 Unterabsatz 2 angeführten Fällen kann ein Unternehmen 

nicht als KMU angesehen werden, wenn 25 % oder mehr seines Kapitals oder seiner 

Stimmrechte direkt oder indirekt von einer oder mehreren öffentlichen Stellen einzeln 

oder gemeinsam kontrolliert werden.  

 

3.5. Die Unternehmen können eine Erklärung zu ihrer Qualität als eigenständiges 

Unternehmen, Partnerunternehmen oder verbundenes Unternehmen sowie zu den Daten 

über die in Nummer 2 angeführten Schwellenwerte abgeben. Diese Erklärung kann selbst 
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dann vorgelegt werden, wenn sich die Anteilseigner aufgrund der Kapitalstreuung nicht 

genau feststellen lassen, wobei das Unternehmen nach Treu und Glauben erklärt, es könne 

mit Recht davon ausgehen, dass es sich nicht zu 25 % oder mehr im Besitz eines 

Unternehmens oder im gemeinsamen Besitz von miteinander verbundenen Unternehmen 

befindet. Solche Erklärungen werden unbeschadet der aufgrund einzelstaatlicher 

Regelungen oder Regelungen der Union vorgesehenen Kontrollen oder Überprüfungen 

abgegeben. 

 

4. Für die Mitarbeiterzahl und die finanziellen Schwellenwerte sowie für den 

Berichtszeitraum zugrunde zu legende Daten 

 

4.1. Die Daten, die für die Berechnung der Mitarbeiterzahl und der finanziellen 

Schwellenwerte herangezogen werden, beziehen sich auf den letzten Rechnungsabschluss 

und werden auf Jahresbasis berechnet. Sie werden vom Stichtag des 

Rechnungsabschlusses an berücksichtigt. Die Höhe des herangezogenen Umsatzes wird 

abzüglich der Mehrwertsteuer (MwSt) und sonstiger indirekter Steuern berechnet.  

 

4.2. Stellt ein Unternehmen am Stichtag des Rechnungsabschlusses fest, dass es auf 

Jahresbasis die in Nummer 2 genannten Schwellenwerte für die Mitarbeiterzahl oder die 

Bilanzsumme über- oder unterschreitet, so verliert beziehungsweise erwirbt es dadurch 

den Status eines mittleren Unternehmens, eines kleinen Unternehmens beziehungsweise 

eines Kleinstunternehmens erst dann, wenn es in zwei aufeinanderfolgenden 

Geschäftsjahren zu einer Über- oder Unterschreitung kommt.  

 

4.3. Bei einem neu gegründeten Unternehmen, das noch keinen Jahresabschluss vorlegen 

kann, werden die entsprechenden Daten im Laufe des Geschäftsjahres nach Treu und 

Glauben geschätzt. 

 

5. Mitarbeiterzahl 

Die Mitarbeiterzahl entspricht der Zahl der Jahresarbeitseinheiten (JAE), d. h. der Zahl der 
Personen, die in dem betreffenden Unternehmen oder auf Rechnung dieses Unternehmens 
während des gesamten Berichtsjahres einer Vollzeitbeschäftigung nachgegangen sind. Für die 
Arbeit von Personen, die nicht das ganze Jahr gearbeitet haben oder die im Rahmen einer 
Teilzeitregelung (unabhängig von deren Dauer) tätig waren, und für Saisonarbeit wird der 
jeweilige Bruchteil an JAE gezählt. In die Mitarbeiterzahl gehen ein:  

a) Lohn- und Gehaltsempfänger,  

b) für das Unternehmen tätige Personen, die in einem Unterordnungsverhältnis zu 

diesem stehen und nach nationalem Recht Arbeitnehmern gleichgestellt sind,  

c) mitarbeitende Eigentümer,  

d) Teilhaber, die eine regelmäßige Tätigkeit in dem Unternehmen ausüben und 

finanzielle Vorteile aus dem Unternehmen ziehen.  

Auszubildende oder in der beruflichen Ausbildung stehende Personen, die einen Lehr- 
beziehungsweise Berufsausbildungsvertrag haben, sind in der Mitarbeiterzahl nicht 
berücksichtigt. Die Dauer des Mutterschafts- bzw. Elternurlaubs wird nicht mitgerechnet. 

 

6. Erstellung der Daten des Unternehmens 
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6.1. Im Falle eines eigenständigen Unternehmens werden die Daten einschließlich der 

Mitarbeiterzahl ausschließlich auf der Grundlage der Jahresabschlüsse dieses 

Unternehmens erstellt.  

 

6.2. Die Daten – einschließlich der Mitarbeiterzahl – eines Unternehmens, das 

Partnerunternehmen oder verbundene Unternehmen hat, werden auf der Grundlage der 

Jahresabschlüsse und sonstiger Daten des Unternehmens erstellt oder – sofern vorhanden 

– anhand der konsolidierten Jahresabschlüsse des Unternehmens beziehungsweise der 

konsolidierten Jahresabschlüsse, in die das Unternehmen durch Konsolidierung eingeht.  

 

Zu den in Unterabsatz 1 genannten Daten werden die Daten der eventuell vorhandenen 

Partnerunternehmen des betreffenden Unternehmens, die diesem unmittelbar vor- oder 

nachgeschaltet sind, hinzugerechnet. Die Anrechnung erfolgt proportional zu dem Anteil der 

Beteiligung am Kapital oder an den Stimmrechten (wobei der höhere dieser beiden Anteile 

zugrunde gelegt wird). Bei wechselseitiger Kapitalbeteiligung wird der höhere dieser Anteile 

herangezogen.  

 

Zu den in den Unterabsätzen 1 und 2 genannten Daten werden gegebenenfalls 100 % der 

Daten derjenigen direkt oder indirekt mit dem betreffenden Unternehmen verbundenen 

Unternehmen addiert, die in den konsolidierten Jahresabschlüssen noch nicht berücksichtigt 

wurden.  

 

6.3 Für die Anwendung von Nummer 6.2: 

 

a)  sind die Daten der Partnerunternehmen des betreffenden Unternehmens aus 

ihren Jahresabschlüssen und sonstigen Angaben, sofern vorhanden in 

konsolidierter Form, zu entnehmen. Zu diesen Daten werden die Daten der mit 

diesen Partnerunternehmen verbundenen Unternehmen zu 100 % 

hinzugerechnet, sofern die Daten in den konsolidierten Jahresabschlüssen noch 

nicht berücksichtigt wurden;  

b) sind die Daten der mit dem betroffenen Unternehmen verbundenen 

Unternehmen aus ihren Jahresabschlüssen und sonstigen Daten, sofern 

vorhanden in konsolidierter Form, zu entnehmen. Zu diesen Daten werden 

gegebenenfalls die Daten der Partnerunternehmen dieser verbundenen 

Unternehmen, die diesen unmittelbar vor- oder nachgeschaltet sind, 

anteilsmäßig hinzugerechnet, sofern sie in den konsolidierten 

Jahresabschlüssen nicht bereits anteilsmäßig so erfasst wurden, dass der 

entsprechende Wert mindestens dem in Nummer 6.2 Absatz 2 genannten 

Anteil entspricht.  

 

6.4 In den Fällen, in denen die Mitarbeiterzahl eines bestimmten Unternehmens in den 

konsolidierten Jahresabschlüssen nicht ausgewiesen ist, wird die Mitarbeiterzahl 

berechnet, indem die Daten der Unternehmen, die Partnerunternehmen dieses 

Unternehmens sind, anteilsmäßig hinzugerechnet und die Daten der Unternehmen, mit 

denen dieses Unternehmen verbunden ist, addiert werden. 
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ANHANG II 

Informationen über nach den Bedingungen dieser Verordnung freigestellte staatliche 

Beihilfen 

TEIL I 

Übermittlung über das elektronische Anmeldesystem der Kommission nach Artikel 11 

 

Beihilfenummer (von der Kommission auszufüllen) 

Mitgliedstaat  

Referenznummer 

des Mitgliedstaats 

  

Region 

 

Name der Region(en) 

(NUTS)1 

 

……………………… 

 ☐ Gebiete in äußerster Randlage 

☐ Abgelegene griechische Inseln 

☐ Kroatische Inseln Dugi Otok, Vis, Mljet und 

Lastovo 

☐ Sonstige 

 

Bewilligungsbehörde 

 

Bezeichnung   

Postanschrift   

 

  

Internetadresse  

Titel der 

Beihilfemaßnahme 

  

Nationale 

Rechtsgrundlage 

(Fundstelle der 

amtlichen 

Veröffentlichung im 

 

                                                 
1 NUTS – Systematik der Gebietseinheiten für die Statistik. Die Region ist in der Regel auf Ebene 2 

anzugeben. 
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Mitgliedstaat) 

Weblink zum vollen 

Wortlaut der 

Beihilfemaßnahme 

  

Art der Maßnahme ☐ Regelung   

☐ Ad hoc-Beihilfe Name des 

Begünstigten und der 

Unternehmensgrupp

e2, der er angehört 

 

 

Änderung einer 

bestehenden 

Beihilferegelung oder 

Ad-hoc-Beihilfe 

  Beihilfenummer der Kommission 

☐ Verlängerung   

☐ Änderung   

Laufzeit3  ☐ Regelung TT/MM/JJJJ bis TT/MM/JJJJ 

Bewilligungszeitpunk

t 

☐ Ad hoc-Beihilfe TT/MM/JJJJ 

Betroffene 

Wirtschaftszweige 

☐ Alle für Beihilfen infrage 

kommenden 

Wirtschaftszweige 

  

☐ Auf bestimmte 

Wirtschaftszweige 

beschränkt: Bitte auf Ebene 

der NACE-Gruppe4 

angeben  

  

                                                 
2 Der Begriff des Unternehmens bezeichnet nach den Wettbewerbsvorschriften des AEUV und für die 

Zwecke dieser Verordnung jede eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübende Einheit, unabhängig von ihrer 

Rechtsform und der Art ihrer Finanzierung. Der Gerichtshof hat festgestellt, dass Einheiten, die (de jure 

oder de facto) von ein und derselben Einheit kontrolliert werden, als ein einziges Unternehmen 

anzusehen sind. 
3 Zeitraum, in dem die Bewilligungsbehörde sich zur Gewährung der Beihilfe verpflichten kann. 
4 NACE Rev. 2: Statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Union. Der 

Wirtschaftszweig ist in der Regel auf der Ebene der Unternehmensgruppe anzugeben. 
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Art des Begünstigten ☐ KMU   

☐ Große Unternehmen   

Mittelausstattung Nach der Regelung 

vorgesehene jährliche 

Gesamtmittelausstattung5  

Landeswährung .................... (in voller 

Höhe) 

Gesamtbetrag der dem 

Unternehmen gewährten 

Ad-hoc-Beihilfe6  

Landeswährung .................... (in voller 

Höhe) 

☐ Bei Garantien7  Landeswährung .................... (in voller 

Höhe) 

Beihilfeinstrument ☐ Zuschuss/Zinszuschuss 

☐ Bezuschusste Dienstleistungen 

☐ Kredit/rückzahlbare Vorschüsse 

☐ Garantie (gegebenenfalls Verweis auf den Kommissionsbeschluss)8 

☐ Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung 

  

☐ Sonstiges (bitte angeben) 

 

Bitte angegeben, zu welcher Hauptkategorie das Beihilfeinstrument 

aufgrund seiner Wirkung/Funktion am besten passt: 

☐ Zuschuss 

☐ Bezuschusste Dienstleistungen☐ Kredite 

☐ Garantie 

☐ Steuervergünstigung 

Bei Kofinanzierung 

durch EU-Fonds 

Name des/der EU-

Fonds: 

Höhe des Beitrags (pro EU-

Fonds) 

Landeswährung 

(in voller Höhe) 

                                                 
5 Bei Beihilferegelungen: bitte das gesamte nach der Regelung vorgesehene Jahresbudget oder den 

voraussichtlichen jährlichen Steuerausfall für alle unter die Regelung fallenden Beihilfeinstrumente 

angeben. 
6 Bei Ad-hoc-Beihilfen: Bitte den Gesamtbetrag der Beihilfe/des Steuerausfalls angeben. 
7 Bei Garantien: Bitte den Höchstbetrag der gesicherten Kredite angeben. 
8 Ggf. Verweis auf den Beschluss der Kommission nach Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe c, mit dem die 

Methode für die Berechnung des Bruttosubventionsäquivalents genehmigt wurde. 
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TEIL II 

Übermittlung über das elektronische Anmeldesystem der Kommission nach Artikel 11 

Geben Sie bitte an, nach welcher Bestimmung der Gruppenfreistellungsverordnung die 

Beihilfemaßnahme durchgeführt wird. 

 Beihilfen für Innovationen in der Fischerei (Artikel 15) 

 Beihilfen für Beratungsdienste (Artikel 16) 

 Beihilfen für Partnerschaften zwischen Wissenschaftlern und Fischern (Artikel 17) 

 Beihilfen zur Förderung von Humankapital und sozialem Dialog (Artikel 18) 

 Beihilfen zur Förderung der Diversifizierung und neuer Einkommensquellen 

(Artikel 19) 

 Beihilfen für den Ersterwerb eines Fischereifahrzeugs (Artikel 20) 

 Beihilfen zur Verbesserung der Gesundheit, der Sicherheit und der Arbeitsbedingungen 

von Fischern (Artikel 21) 

 Beihilfen für die Zahlung von Versicherungsprämien und für Finanzbeiträge zu Fonds 

auf Gegenseitigkeit (Artikel 22) 

 Beihilfen zur Unterstützung der Systeme für die Zuteilung von Fangmöglichkeiten 

(Artikel 23) 

 Beihilfen zur Begrenzung der Auswirkungen der Fischerei auf die Umwelt und zur 

Anpassung der Fischerei im Interesse des Artenschutzes (Artikel 24) 

 Beihilfen für Innovation im Zusammenhang mit der Erhaltung biologischer 

Meeresressourcen (Artikel 25) 

 Beihilfen für den Schutz und die Wiederherstellung von Meeresbiodiversität und 

Meeresökosystemen sowie für Regelungen im Rahmen nachhaltiger Fangtätigkeiten 

(Artikel 26) 

 Beihilfen zur Verbesserung der Energieeffizienz und zur Eindämmung der Folgen des 

Klimawandels (Artikel 27) 

 Beihilfen für Mehrwert, Produktqualität und Nutzung unerwünschter Fänge 

(Artikel 28) 

 Beihilfen für Fischereihäfen, Anlandestellen, Auktionshallen und Schutzeinrichtungen 

(Artikel 29) 

 Beihilfen für die Binnenfischerei sowie für Fauna und Flora in Binnengewässern 

(Artikel 30) 
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 Beihilfen für Innovationen in der Aquakultur (Artikel 32) 

 Beihilfen für Investitionen zur Steigerung der Produktivität oder Verbesserung der 

Umweltauswirkungen in der Aquakultur (Artikel 33) 

 Beihilfen für Betriebsführungs-, Vertretungs- und Beratungsdienste für 

Aquakulturbetriebe (Artikel 34) 

 Beihilfen zur Förderung von Humankapital und Vernetzung im Aquakultursektor 

(Artikel 35) 

 Beihilfen zur Steigerung des Potenzials von Aquakulturanlagen (Artikel 36) 

 Beihilfen für die Förderung neuer Aquakulturbetreiber, die nachhaltige Aquakultur 

praktizieren (Artikel 37) 

 Beihilfen für die Umstellung auf Umweltmanagement und Umweltbetriebsprüfungen 

und ökologische/biologische Aquakultur (Artikel 38) 

 Beihilfen für Umweltleistungen (Artikel 39) 

 Beihilfen für Maßnahmen im Bereich der öffentlichen Gesundheit (Artikel 40) 

 Beihilfen zur Förderung von Tiergesundheit und Tierwohl (Artikel 41) 

 Beihilfen für die Verhütung, Bekämpfung und Tilgung von Seuchen (Artikel 42) 

 Beihilfen für Investitionen zur Verhinderung und Begrenzung von durch Tierseuchen 

verursachten Schäden (Artikel 43) 

 Beihilfen zur Versicherung von Aquakulturbeständen (Artikel 44) 

 Beihilfen für Vermarktungsmaßnahmen (Artikel 45) 

 Beihilfen für die Verarbeitung von Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur 

(Artikel 46)  

 Beihilfen für die Erhebung, Verwaltung, Nutzung und Verarbeitung von Daten im 

Fischereisektor (Artikel 47) 

 Beihilfen zur Verhinderung und Begrenzung von Schäden durch Naturkatastrophen 

(Artikel 48) 

 Beihilfen zur Beseitigung von 

Schäden durch Naturkatastrophen 

(Artikel 49) 

Art der 

Naturkatastrophe: 

 Erdbeben 

 Lawine 

 Erdrutsch 

 Überschwemmung 

 Orkan 

 Wirbelsturm 

 Vulkanausbruch 

 Flächenbrand 

 Sonstige 

Bitte angeben: …. 
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Zeitraum der 

Naturkatastrophe 

vom TT/MM/JJJJ bis 

TT/MM/JJJJ 

 Beihilfen zur Vermeidung und Begrenzung von Schäden infolge von einer 

Naturkatastrophe gleichzusetzenden widrigen Witterungsverhältnissen (Artikel 50) 

 Beihilfen zur Beseitigung von 

Schäden infolge von einer 

Naturkatastrophe gleichzusetzenden 

widrigen Witterungsverhältnissen 

(Artikel 51) 

Art des Ereignisses:   Frost 

 Stürme 

 Hagel 

 starke oder 

anhaltende Regenfälle 

 schwere Dürren 

 Sonstige 

Bitte angeben: ……. 

Datum des Ereignisses: vom TT/MM/JJJJ bis 

TT/MM/JJJJ 

 Beihilfen zur Verhinderung und Begrenzung von durch geschützte Tiere verursachten 

Schäden (Artikel 52) 

 Beihilfen zur Beseitigung von durch geschützte Tiere verursachten Schäden 

(Artikel 53) 

 Beihilfen für CLLD-Projekte (Artikel 54) 

 Begrenzte Beihilfebeträge für CLLD-Projekte (Artikel 55) 

 Steuerbefreiungen und Steuerermäßigungen gemäß der Richtlinie 2003/96/EG 

(Artikel 56) 

Begründung Bitte geben Sie an, warum statt einer Unterstützung 

im Rahmen des Europäischen Meeres-, Fischerei- 

und Aquakulturfonds (EMFAF) eine 

Beihilferegelung eingeführt oder eine Ad-hoc-

Beihilfe gewährt wurde:  

 

 Maßnahme fällt nicht in den 

Anwendungsbereich des nationalen operationellen 

Programms; 

 Priorisierung bei der Zuweisung von Mitteln im 

Rahmen des nationalen operationellen Programms; 

 Finanzierung im Rahmen des EMFAF nicht 

länger verfügbar 

 Sonstiges  

(bitte angeben): …….……. 
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ANHANG III 

Bestimmungen für die Veröffentlichung der Informationen nach Artikel 9 Absatz 1 

Die Mitgliedstaaten gestalten ihre umfassenden Beihilfewebsites, auf denen die in Artikel 9 

Absatz 1 festgelegten Informationen veröffentlicht werden, so, dass die Informationen leicht 

zugänglich sind.  

 

Die Informationen werden in einem Tabellenkalkulationsformat (z. B. CSV oder XML) 

veröffentlicht, das es ermöglicht, Daten zu suchen, zu extrahieren und problemlos im Internet 

zu veröffentlichen. Der Zugang zur Website wird jedem Interessierten ohne Einschränkungen 

gewährt. Eine vorherige Anmeldung als Nutzer ist für den Zugang zur Website nicht 

erforderlich.  

 

Über die Vergabe von Einzelbeihilfen sind gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe c folgende 

Informationen zu veröffentlichen9:  

 

 Name des Begünstigten;  

 Identifikationsnummer des Begünstigten;  

 Art des Unternehmens (KMU/großes Unternehmen) am Tag der 

Beihilfegewährung; 

 Region (auf NUTS-II-Ebene)10, in der der Begünstigte seinen Standort hat; 

 Wirtschaftszweig (auf Ebene der NACE-Gruppe)11; 

 Beihilfeelement, in voller Höhe, in Landeswährung12; 

 Beihilfeinstrument13 (Zuschuss/Zinszuschuss, Kredit/rückzahlbarer 

Vorschuss/rückzahlbarer Zuschuss, Garantie, Steuervergünstigung oder 

Steuerbefreiung, Sonstiges (bitte nähere Angaben));  

 Bewilligungszeitpunkt; 

 Ziel der Beihilfe;  

                                                 
9 Angesichts des berechtigten Interesses an einer Transparenz bei der Bereitstellung von Informationen 

an die Öffentlichkeit bei Abwägung der Transparenzerfordernisse mit den in den 

Datenschutzvorschriften verankerten Rechten kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die 

Veröffentlichung des Namens des Beihilfeempfängers, wenn es sich bei dem Beihilfeempfänger um 

eine natürliche oder eine juristische Person mit Namen natürlicher Personen handelt, gerechtfertigt ist 

(siehe Rechtssache C-92/09, Volker und Markus Schecke und Eifert, Rn. 53), wobei Artikel 49 

Absatz 1 Buchstabe g der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 

freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG zu berücksichtigen ist. Die 

Transparenzvorschriften zielen auf eine bessere Einhaltung der Vorschriften, eine größere 

Rechenschaftspflicht, Peer-Reviews und letztlich wirksamere öffentliche Ausgaben ab. Dieses Ziel hat 

Vorrang vor den Datenschutzrechten natürlicher Personen, die öffentliche Unterstützung erhalten. 
10 NUTS – Systematik der Gebietseinheiten für die Statistik. Die Region ist in der Regel auf Ebene 2 

anzugeben. 
11 Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 1990 betreffend die statistische Systematik 

der Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemeinschaft (ABl. L 293 vom 24.10.1990, S. 1). 
12 Bruttosubventionsäquivalent. Bei steuerlichen Regelungen kann dieser Betrag in den Spannen gemäß 

Artikel 9 Absatz 2 angegeben werden. 
13 Falls die Beihilfe mithilfe mehrerer Beihilfeinstrumente gewährt wird, bitte den Beihilfebetrag für jedes 

Instrument angeben. 
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 Bewilligungsbehörde 

 Nummer der Beihilfemaßnahme14 

                                                 
14 Diese wird von der Kommission im Rahmen des in Artikel 11 dieser Verordnung genannten 

elektronischen Verfahrens vergeben. 
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 ANHANG IV 

Spezifische Beihilfehöchstsätze 

 

Zeile Spezifische Vorhabenskategorie Beihilfehöchstsatz 

   

1 Folgende Vorhaben zur Umsetzung der Pflicht zur Anlandung 

nach Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013: 

 Vorhaben zur Verbesserung der Größen- oder Artenselektivität 

von Fanggerät; 

 

 Vorhaben zur Verbesserung der Infrastruktur von 

Fischereihäfen, Auktionshallen, Anlandestellen und 

Fischereischutzhäfen zur Erleichterung der Anlandung und 

Lagerung unerwünschter Fänge; 

 

 Vorhaben zur Vereinfachung der Vermarktung von 

angelandeten unerwünschten Fängen aus kommerziell 

genutzten Beständen im Einklang mit Artikel 8 Absatz 2 

Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 

 

 

 

100 % 

 

75 % 

 

 

75 % 

2 Vorhaben zur Verbesserung der Gesundheits-, Sicherheits- und 

Arbeitsbedingungen an Bord von Fischereifahrzeugen 

75 % 

3 Vorhaben in Gebieten in äußerster Randlage 85 % 

4 Vorhaben auf griechischen Inseln, die nach nationalem Recht als 

abgelegen eingestuft wurden, und auf den kroatischen Inseln Dugi 

Otok, Vis, Mljet und Lastovo 

85 % 

5 Vorhaben mit Bezug zur kleinen Küstenfischerei 100 % 

6 Vorhaben, die alle folgenden Kriterien erfüllen: 

i) sie sind von kollektivem Interesse; 

ii) sie haben einen kollektiven Begünstigten; 

iii) sie weisen innovative Aspekte auf oder gewährleisten 

den Zugang der Öffentlichkeit zu ihren Ergebnissen 

100 % 

7 Vorhaben, die von Erzeugerorganisationen, Vereinigungen von 

Erzeugerorganisationen oder Branchenverbänden durchgeführt 

werden 

75 % 

8 Vorhaben zur Förderung einer nachhaltigen Aquakultur  60 % 



 

DE 14  DE 

9 Vorhaben zur Unterstützung innovativer Erzeugnisse, Verfahren 

oder Ausrüstungen in der Fischerei, Aquakultur und Verarbeitung 

auf der Grundlage von Artikel 15, Artikel 25, Artikel 28, Artikel 

30, Artikel 32, Artikel 33 und Artikel 36. 

75 % 

10 Vorhaben, die von Zusammenschlüssen von Fischern oder 

anderen kollektiven Begünstigten durchgeführt werden 

60 % 

11 Finanzierungsinstrumente 100 % 

 


